
Eppelmann, Minister für Abrüstung und Verteidigung:

Diesen Satz kann ich so nicht beantworten, weil ich dann einer 
Verhandlungsrunde vorgreifen würde, von der ich noch nicht 
einmal genau weiß, ob ich darin bin. Ich bin dem Ministerpräsi­
denten de Maiziere sehr dankbar dafür, daß in der Regierungser­
klärung zu diesem Punkt nichts drinsteht, sonst hätten wir DDR- 
Bürger wieder einmal den Eindruck erwecken können, wir wüß­
ten es besser als alle anderen, die noch beim Nachdenken sind.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Schumann (PDS):

Herr Minister, stimmen wir darin überein, daß in der Regie­
rungserklärung des Ministerpräsidenten der Beitritt der DDR 
zur NATO, falls er in Erwägung gezogen würde, davon abhängig 
gemacht wird, daß die NATO eine andere Gestalt annimmt? Er 
bezog das auf die grundlegenden Strategien. Darf ich wissen, 
welche persönliche Meinung Sie dazu haben, ob die DDR, solan­
ge diese Strategien nicht verändert sind, also die NATO in ihrer 
gegenwärtigen Form besteht, der NATO beitreten wird oder 
nicht?

Eppelmann, Minister für Abrüstung und Verteidigung:

Auch an dieser Stelle werde ich Ihnen nicht mit Ja oder Nein 
antworten, weil das viel zu einfach wäre. Ich bin aber bereit, 
mich mit Ihnen darüber zu unterhalten. Das können wir gerne 
machen.

Schumann (PDS):

Ich wollte nur fragen, ob Sie bereit sind, im Parlament einen 
klaren Satz dazu zu sagen.

(Unmutsäußerungen bei CDU/DA)

Eppelmann, Minister für Abrüstung und Verteidigung:

So weit sind wir noch nicht.

(Bewegung und Lachen)

Wir können uns ja beide gern einmal darüber unterhalten.

Schumann (PDS):

Ich hätte noch eine zweite Frage.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Eine dürfen Sie nur stellen. Sie können sich ja beide wirklich 
einmal unterhalten.

Schumann (PDS):

Ich danke Ihnen, Herr Minister.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Es warten ja noch mehrere. Der Gerechtigkeit halber muß jetzt 
der dritte drankommen.

Selke (CDU/DA):

Herr Minister, mich würde interessieren, ob es bei den ver­
änderten Verhältnissen in der Volksarmee neue Überlegungen 
gibt, inwieweit die Kirchen dort ihrer seelsorgerischen Verant­
wortung gegenüber den Wehrpflichtigen nachkommen kön­
nen?

Eppelmann, Minister für Abrüstung und Verteidigung:
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Ja, wir hatten, wenn ich das richtig sehe, eine konfessionelle 
Armee, und ich finde es gut, daß wir keine mehr haben.

(Beifall)

Der Staatsbürger in Uniform, der ein religiöses Bekenntnis hat, 
soll die Möglichkeit haben, gottesdienstlichen und anderen Ver­
anstaltungen nachgehen zu können. Er darf dabei keine dienstli­
chen Behinderungen haben. Das muß miteinander in Einklang 
gebracht werden. Aber der Pfarrer als Seelsorger oder Waffen- 
segner, das wäre für mich ein Greuel.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Als nächster spricht der Minister für Gesundheitswesen, Dr. 
Kleditzsch.

Prof. Dr. Kleditzsch, Minister für Gesundheitswesen:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Aus der Fraktion 
DBD/DFD kam in der vorigen Woche die Mitteilung, daß leiten­
de Hebammen der Mütterberatungs- und Schwangerenbetreu­
ungsstelle des Stadtbezirks Leipzig-Nordost den Stadtvorstand 
darüber informiert hätten, daß diese Stelle aufgelöst worden sei. 
Ich habe daraufhin den Bezirksarzt von Leipzig am gleichen Tag 
befragt. Er hat das verneint. Er hat Recherchen umfassender Na­
tur angestellt und fernschriftlich die telefonische Auskunft b 
stätigt. Es heißt da: ■—

„Weder aus der Poliklinik Nordost Schönefeld noch von 
einer anderen Poliklinik der Stadt Leipzig ist die Schließung 
einer Mütterberatung oder einer Schwangerenberatung be­
kannt. Es werden die erforderlichen Leistungen erbracht.“

Ich möchte Ihnen das mitteilen, damit keine Mißverständnisse 
im Raum stehenbleiben. Ich bin der Meinung, daß der Bezirks­
arzt auch richtig entschieden hat, indem er sich sofort mit allen 
Kreisärzten in Verbindung gesetzt und diese noch einmal auf die 
Bedeutung funktionierender Mütterberatungs- und Schwange­
renberatungsstellen hingewiesen hat sowie darauf, daß wir in 
dieser Richtung keine Abstriche zulassen.

Das möchte ich noch einmal ausdrücklich in diesem Rahmen 
betonen. Das bezieht sich auch auf unsere Dispensairebetreu­
ung für andere Krankheitsbilder.

Wir haben ein weiteres Problem gehabt. In der Aussprache 
wurde aus der gleichen Fraktion bemängelt, daß der Herr Mini­
sterpräsident in seiner Regierungserklärung zu wenig zum Er­
halt des Systems der Polikliniken ausgesagt hätte. Wir sind der 
Meinung, daß der Herr Ministerpräsident eigentlich eine sehr 
deutliche Formulierung gebraucht hat. Ich darf sie wiederho­
len:

„Das gewachsene System von Polikliniken und Einrichtun­
gen des betrieblichen Gesundheitswesens ist sinnvollerwei­
se zu erhalten.“

Wir sehen in den bestehenden Polikliniken eine sehr wichtige 
medizinische Einrichtung für die Betreuung unserer Menschen, 
einmal in der Phase der Prähospitation, zur Diagnostik, wir wis­
sen ja, daß wir eine Krankenhausverweildauer haben, die über 
dem internationalen Durchschnitt liegt. Zum anderen aber se­
hen wir in der Poliklinik eine wichtige Betreuungsstelle nach ei­
nem Krankenhausaufenthalt, abgesehen von der schon genann­
ten Dispensairebetreuung oder für die allgemeinmedizinische 
Darstellung.

Darüber hinaus ist aber die Poliklinik auch eine wesentliche 
Stütze in der sozialen Sicherheit für unsere Mitarbeiter im medi­
zinischen Bereich, denn nicht jeder will und kann sich niederlas­
sen. Wir müssen das also sehr vielseitig sehen, sehr vielschichtig 
betrachten, und aus dem Grund heraus werden auch Poliklini­
ken letztlich erhalten. Natürlich ist es möglich, daß sich der In­
halt und die Aufgabe der Poliklinik ändern werden. Wir werden 
ja auch Gesundheitsämter und Sozialämter haben. Es könnte 
durchaus zu strukturellen Veränderungen kommen, aber die 
wirken sich nicht nachteilig auf die Betreuung aus.

Ein anderer Punkt, über den es sehr viele Diskussionen gibt, 
ist die Frage der Finanzierung, die Frage der Trägerschaften.


